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Mit derart deutlichen Wor-
ten hat schon lange kein

Politiker mehr auf Kritik am ei-
genen Weg reagiert. Schon gar
nicht Frank-Walter Steinmeier,
der seine Worte sonst aufs Sorg-
samste abwägt und der deut-
schen Diplomatie somit ein
mehr als taugliches Gesicht ver-
leiht. Dennoch begibt sich der
Außenminister mit seiner Wut-
rede auf ganz dünnes Eis.

Sicher war es notwendig, ja
sogar höchste Zeit, den dubio-
sen Verschwörungen mancher
Montagsdemonstranten entge-
genzutreten. Viel zu lange schon
erbrechen diese ihre Schwarz-
Weiß-Malerei zum Ukraine-
Konflikt in sämtliche Kanäle,
unterwandern mit pauschaler
Rundumkritik Diskussionsfo-
ren und soziale Netzwerke. Zwar
beschränken sich ihre Argu-
mente oft auf Floskeln wie
„Kriegstreiber“ oder „Faschis-
ten-Unterstützer“. In der Ge-
sellschaft aber fallen derlei Be-
grifflichkeiten auf fruchtbaren
Boden – und sorgen somit für
eine zunehmende Spaltung.

Im Ergebnis rückt die Ak-
zeptanz für eine wie auch im-
mer geartete Lösung der Uk-
raine-Krise in immer weitere
Ferne. Dass die Protestler in Po-

litikerkreisen bis dato als „Spin-
ner“ belächelt und weitgehend
ignoriert wurden, verhärtet die
Fronten zusätzlich.

Man kann Steinmeier zugu-
tehalten, dass er dieser Kritik
nun als erster Politiker offensiv
entgegentritt. Ob seine Wutre-
deaberzuEntspannungundAk-
zeptanz beiträgt, darf bezwei-
felt werden. Zwar ist sein Ver-
weis auf historisch begründete
Friedensbemühungen der So-
zialdemokratie legitim. Dass sel-
bige aber 1999 einen Kosovo-
Einsatz mittrug, dürfte die Ak-
tivisten allerdings eher bestär-
ken. Zudem gießt Steinmeier Öl
ins Feuer, wenn er einerseits den
Dialog propagiert, im gleichen
Atemzug aber andere Meinun-
gen mit den Worten „Ihr habt
kein Recht!“ abkanzelt.

Von einem Diplomaten und
Demokraten kann man durch-
aus mehr erwarten. Genauso gut
hätte Steinmeier auch zuhören,
die Sorgen der Skeptiker ernst
nehmen und sich mit ihrer Kri-
tik öffentlich beschäftigen kön-
nen, um sie schließlich zu ent-
kräften. Stattdessen hat er sich
angreifbar gemacht.
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Prinz Charles redet gerne mit

seinen Pflanzen – hätte er
es doch diesmal auch getan.
Während seines Kanada-Be-
suchs sprach er in einem Mi-
grationsmuseum in Halifax
stattdessen mit der 78-jährigen
Marienne Ferguson, die einst
vor den Nazis aus Danzig ge-
flohen war und einen Teil ihrer
Familie während des Holocaust
verloren hatte. Die Dame gab
den Inhalt des Gesprächs wei-
ter – und der hatte es in sich.

Russlands Präsident Wladi-
mir Putin verhalte sich nicht viel
anders als seinerzeit Hitler, soll
der Thronfolger gesagt haben.

Das Zitat brauchte nur Sekun-
den, um den Weg nach Lon-
don zurückzulegen. Und dort
stürzten sich erwartungsgemäß
die Medien auf den Satz. Das

Londoner Büro von Charles
musste hundertmal des Gleiche
sagen: „Kein Kommentar.“

Das Kommentieren über-
nahmen derweil andere. Sogar

Rechtspopulist Nigel Farage
meinte, dem Thronfolger Rat-
schläge geben zu müssen. Fern-
sehsender zerrten „Experten“
zur Interpretation des Gesag-
ten vor die Kameras.

Während sich Premiermi-
nister David Cameron bedeckt
hielt, sprang sein Vize Nick
Clegg dem Thronfolger zur Sei-
te. Er gehöre nicht zu denen, die
Meinungsäußerungen der kö-
niglichen Familie für ein No-Go
halten, sagte er. Der Labour-
Abgeordnete Mike Gapes ver-
trat die gegensätzliche Auffas-
sung. Er empfahl Charles, er
möge abdanken und sich als Po-

litiker zur Wahl stellen, wenn
er sich politische Anmerkun-
gen nicht verkneifen könne.

Der Ärger ist zum Teil ver-
ständlich. Großbritannien ist als
ständiges Mitglied im Weltsi-
cherheitsrat in die Bemühun-
gen zur Beilegung der Ukraine-
Krise eingebunden. Der Aus-
spruch dürfte den Diplomaten
Schluckbeschwerden bereitet
haben, zumal Charles und
Queen Elizabeth II. in zwei Wo-
chen dem russischen Präsiden-
tenunterdieAugentreten.Dann
wird in der Normandie des 70.
Jahrestages der Landung der Al-
liierten gedacht.

HINTERGRUND
¥ London (dpa). Prinz Charles
ist bekannt dafür, dass er sich
politisch nicht gerne zurück-
hält. In Kanada soll er nun ei-
nen unglücklichen Vergleich
zwischen Wladimir Putin und
Adolf Hitler gezogen haben.
Michael Donhauser berichtet.

;#7$,5 <$)=$, (59), Bundeskanzlerin, hat
laut ihrem Sprecher keine Ambitionen, UN-
Generalsekretärin zu werden. „Der Bericht
im Luxemburger Wort entbehrt jeder
Grundlage“, sagte Regierungssprecher Stef-
fen Seibert. Die Zeitung hatte berichtet,
Merkel wolle im Sommer 2016 die Nach-
folge des scheidenden Generalsekretärs Ban
Ki Mun antreten. FOTO: GETTY

()5#3'%=8% (77), Papst, hat die Zerstörung
der Umwelt angeprangert. Die Natur sei kein
Eigentum einiger weniger, sondern ein Ge-
schenk Gottes, sagte er auf dem Peters-
platz. „Wenn wir die Schöpfung zerstören,
wird die Schöpfung uns zerstören.“ Gott ha-
be die Erde den Menschen überlassen, da-
mit sie sie mit Respekt, Dankbarkeit und
zum Wohle aller nutzten. FOTO: AFP
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¥ Washington (AFP). Die USA unterstützen die Suche nach den
mehr als 200 von der Islamistengruppe Boko Haramin in Nigeria
verschleppten Schülerinnen nun auch mit Bodentruppen. US-Prä-
sident Barack Obama sagte, dass 80 US-Soldaten in den Tschad ver-
legt wurden. Bislang hatte sich die US-Armee mit Aufklärungs-
flugzeugen und Drohnen an der Suche beteiligt.
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¥ Berlin (dpa). Gegen das von der Bundesregierung geplante Ge-
setz für bis zu zwei Kilometer Abstand zwischen Windrädern und
Wohngebieten gibt es erhebliche Bedenken. Ob das Gesetz zu-
stande kommen wird, ist unklar. Im Bundestag dürfte die Mehr-
heit von Union und SPD stehen, aber im Bundesrat haben die be-
teiligten Fachausschüsse bereits eine Ablehnung empfohlen.
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¥ Washington (AFP). Kurz vor ihrer Vollstreckung hat der Obers-
te Gerichtshof der USA die Hinrichtung eines verurteilten Mör-
ders ausgesetzt. Nur eine Stunde vor Beginn des Hinrichtungs-
zeitraums ordnete ein Richter einen Aufschub an. Es gehe um
die Grundsatzfrage, ob Exekutionen per Giftspritze zulässig sei-
en, wenn sie womöglich einen langen Todeskampf auslösten.
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¥ Kairo (AFP). Ägyptens Expräsident Husni Mubarak ist zu drei
Jahren Gefängnis verurteilt worden. Ein Gericht in Kairo verur-
teilte zudem seine Söhne Alaa und Gamal zu jeweils vier Jahren
Haft. In dem Prozess ging es um die Veruntreuung von rund 100
Millionen Ägyptischen Pfund (10 Millionen Euro) aus der Staats-
kasse. Mubaraks Anwalt kündigte Berufung an.
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Über ein Drittel der Petitionen positiv beschieden

¥ Berlin (dpa/aja). Beschwer-
den der Bürger über ihre Ren-
te, über Hartz IV oder die Pfle-
ge waren Schwerpunkte der
14.800 Petitionen an den Bun-
destag. „Das sind alles für den
Einzelnen existenzielle Proble-
me“, sagte die Vorsitzende des
Petitionsausschusses, Kersten
Steinke (Linke), in Berlin bei der
Vorstellung des Jahresberichts
2013. Mehr als jede fünfte Ein-
gabe betraf den Bereich des Ar-
beits- und Sozialministeriums,
gefolgt vom Justizministerium
mit 13 Prozent. Mehr als ein
Drittel der Petitionen wurde
positiv beschieden. Viele Bür-

ger beschwerten sich über die
Anrechnung eigenen Vermö-
gens und die Regelsätze bei der
Grundsicherung für Arbeitssu-
chende oder über Sanktionen
bei Hartz IV. SPD-Obmann
Stefan Schwartze aus Herford
warb dafür, sich an den Aus-
schuss zu wenden. „Nur die
beim Bundestag eingereichten
Petitionen werden auch vom
Bundestag beraten. Diejenigen,
die auf anderen Petitionspor-
talen eingereicht werden, er-
reichen uns nicht. Dies gilt auch
dann, wenn sie sich dem Wort-
laut nach an den Bundestag
richten“, so Schwartze.

L$5#@<5)'$ M$ 2$# (85), Gründer des
rechtsextremen französischen Front Nati-
onal, hat vor einer „Überschwemmung“ mit
Einwanderern gewarnt. Durch schwache
Geburtenraten in Europa und die „Bevöl-
kerungsexplosion“ in weiten Teilen der Welt
werde das heimische Volk verdrängt. Das
könne die tödliche Ebola-Krankheit in Af-
rika aber „in drei Monaten regeln“. FOTO: AFP

PRESSESTIMMEN
KEIME IN WURSTPROBEN
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¥ Halle. Einzige Konsequenz:
Schluss damit, ganz schnell.
Der Einsatz von Antibiotika in
der Tierhaltung gehört ver-
boten, sofern sie nicht der Be-
handlung einer Krankheit die-
nen. Das würde auch den ent-
setzlichen Haltungsbedin-
gungen in vielen Mastbetrie-
ben endlich ein natürliches
Ende bereiten. Fleisch wür-
de allerdings spürbar teurer.
Diesen Preis zu zahlen sollten
wir aber bereit sein, wenigs-
tens um unserer Gesundheit
willen.
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¥ Ludwigsburg. Die Grünen
haben recht, der Fehler liegt
im System der Massentierhal-
tung. Werden viele Tiere auf
engem Raum gehalten, dann
breiten sich Krankheiten rasch
aus. Also müssen Antibiotika
eingesetzt werden. So ist das
Prinzip, mit allen Risiken und
Nebenwirkungen. Eine Ab-
kehr davon ist nicht in Sicht.
Allerdings kann man der Bun-
desregierung nicht vorwerfen,
die Gefahren zu verharmlo-
sen. Das gehört auch zur
Wahrheit dazu.

US-Anklage gegen chinesische Cyberspione
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Lange Zeit haben sich die
Amerikaner beim Thema

Cyberspionage mit ernsthaften
Drohungen gegen China zu-
rückgehalten, geleitet von der
Angst, die delikaten Beziehun-
gen zum größten Gläubiger der
USA sonst weiter zu beschädi-
gen. Inzwischen aber hat die
staatlich orchestrierte Spionage
aus Fernost eine Dimension er-
reicht, die Washington nicht
mehr hinnehmbar erscheint.

Jedes Jahr, schätzen Exper-
ten des US-Militärs, gehen
Amerika Daten im Wert von
über 100 Milliarden Dollar ver-
loren; das Gros davon in Rich-
tung China. Bevor Peking in
diesem Stellungskrieg mit Bits

und Bytes die Oberhand be-
kommt, sollen nun Grenzen ge-
zogen werden. Aber wie?

Von der jetzt ausgesproche-
nen Strafandrohung gegen Re-
gierungsoffizielle wird sich der
Machtapparat der Volksrepu-
blik nicht abschrecken lassen,
zumal Peking bis heute jede
Spionagetätigkeit in den USA
leugnet. China nutzt dabei ge-
schickt ein gehöriges Maß an
Doppelmoral aus. Die NSA ver-
hält sich in China unterm Strich
keinen Deut anders. In diesem
Rollenspiel wechseln Täter und
Opfer einander ständig ab.

dirk.hautkapp@
ihr-kommentar.de
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Grüne mahnen / Bahn: Sicherheit gewährleistet

¥ Düsseldorf (lnw). Fast jede zweite
der rund 4.400 Eisenbahnbrücken in
Nordrhein-Westfalen kann als drin-
gend sanierungsbedürftig eingestuft
werden. Allerdings ist daraus keine
unmittelbare Gefährdung der Sicher-
heit abzuleiten. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung auf ei-
ne Anfrage der Grünen-Bundestags-
fraktion hervor. Wenn in den nächs-
ten Jahren nicht massiv in den Erhalt
investiert wird, werde es aber zu Si-
cherheitsrisiken und Verkehrsbeein-
trächtigungen kommen, warnte der
stellvertretende Vorsitzende der Grü-
nen-Bundestagsfraktion, Oliver Kri-
scher, in Düsseldorf.

Die Deutsche Bahn relativierte das.
Die betriebliche Sicherheit jeder ein-
zelnen Brücke sei gewährleistet, versi-
cherte das Unternehmen in einer Mit-
teilung. „Die Brückenbauwerke wer-
den mindestens alle drei Jahre geprüft
und einmal pro Jahr im Rahmen einer
Begehung in Augenschein genom-
men.“

263 Eisenbahnbrücken in NRW sind
der Auflistung zufolge so beschädigt,
dasseineInstandsetzungsichnichtmehr
lohnt. Weitere 1.660 Brücken fallen in
die dritte von insgesamt vier Scha-
denskategorien. Dort sind die Mängel
bereits so umfangreich, dass geprüft
werden muss, ob die technisch noch
mögliche Reparatur wirtschaftlich ist.
„Insgesamt 1.923 Mahnmale einer ver-
fallenden Verkehrsinfrastruktur“, un-
terstrich Krischer. Nach Angaben der
Grünen ist die 85 Seiten starke Ant-
wort der Bundesregierung die erste um-
fassende Bestandsaufnahme zum Zu-
stand aller Brücken in NRW.

DieDeutscheBahnbetonte,unterden
über 4.000 großen und kleinen Eisen-
bahnbrücken in NRW seien auch „Sig-
nalbrücken, die keine Verkehrslasten
tragen“. Aus Sicht der DB Netz AG
müssten daher nur 270 Brücken als
wirklich dringend sanierungsbedürftig
behandelt und „in den kommenden 10
bis 15 Jahren erneuert werden“. In der
Antwort der Bundesregierung heißt es,
eine eindeutige Trennung nach Stand-,
Verkehrs- und Betriebssicherheit sei bei
den über 1.900 Brücken der Schadens-
kategorie 3 und 4 nicht möglich. Des-
halb seien nicht alle pauschal als drin-
gend sanierungsbedürftig einzustufen.

Krischer betonte hingegen, viele Brü-
cken in NRW seien für das gesamte
Fernnetz der Bahn unverzichtbar. Da-
zu zählten die aufwendig sanierte Ho-
henzollernbrücke in Köln, die Brücke
über der Ruhr zwischen Hagen und
Schwerte und die Weserbrücke bei Bad
Oeynhausen. Oft seien die Brücken Na-
delöhr auf wichtigen Verkehrswegen.
Allein in NRW liege der Investitions-
stau für die Sanierung von Eisenbahn-
brücken in den nächsten Jahren bei bis
zu zehn Milliarden Euro, schätzte Kri-
scher. Dennoch stelle auch die Große
Koalition im Bund viel zu wenig Mittel
für den Erhalt der Verkehrsinfrastruk-
tur bereit.

Nach Angaben der Bahn sind rund
9.200 von bundesweit knapp 25.000 Ei-
senbahnbrücken schon über hundert
Jahre alt. Der Baustoff werde jetzt mür-
be, warnten die Grünen. „Zum ande-
ren sind nach dem Krieg sehr viele Brü-
cken eilig repariert worden, auch sie sind
inzwischen sanierungsbedürftig.“ Dazu
müsse die Deutsche Bahn einen um-
fassenden Plan erstellen.

:'%+B)'%-.O Die 133 Jahre alte Eisenbahnbrücke in Deggendorf hat ausgedient. DPA

Abrechnungsbetrug
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Abrechnungsbetrug:Es istein
ernster Verdacht, dem die

Staatsanwaltschaft Bielefeld im
Fall eines ehemaligen Bielefel-
der Chefarztes nachgeht. Einen
formalen Fehler hat sein
Dienstherr eingeräumt. Ob
mehr Feuer unter dem Rauch
ist, werden die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft erweisen.

Doch ist der Vorgang, in dem
die Staatsanwaltschaft jetzt er-
mittelt, wirklich so außerge-
wöhnlich? Immer wieder be-
richten privatversicherte Pati-
enten, sie hätten Rechnungen
von Chefärzten bekommen, die
ihnen nicht einmal mit einem
Wie-geht-es-uns-denn-heute-
Handschlag begegnet seien.
Dabei übersehen sie womög-
lich, dass nicht in jeder Be-
handlung, auf der Chefarzt
draufsteht, auch Chefarzt drin
sein muss. Ist der Chef unvor-

hergesehen nicht da, darf ihn
nur der dafür schriftlich be-
nannte Kollege vertreten. Ist der
Chef indes auf einem lange ge-
planten Kongress oder im Ur-
laub, muss die Klinik ihren
Kunden darüber informieren.
Der Kunde hat dann die Wahl:
warten oder den Vertreter ak-
zeptieren. Das alles muss im Be-
handlungsvertrag rechtssicher
und klar dokumentiert sein.

Ohne verharmlosen zu wol-
len: Die Ursache dieses oft pra-
xisfernen bürokratischen Blöd-
sinns ist der Unterschied zwi-
schen gesetzlicher und privater
Krankenversicherung. Bei den
ärztlichen Leistungen darf in
Deutschland auch jeder Kas-
senpatient das Beste erwarten
und bekommt es meist auch.

peter.stuckhard@
ihr-kommentar.de
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¥ Washington/Peking (AFP). Scharfer Protest aus Peking: Die
USA haben mit der Anklage wegen Cyberspionage gegen fünf chi-
nesische Geheimdienstoffiziere Reaktionen ausgelöst. China be-
zichtigte die US-Justiz der Lüge. US-Justizminister Eric Holder
hatte erklärt, dass erstmals Vertreter des chinesischen Staates we-
gen Spionage im Internet angeklagt worden sind. ¦ Kommentar
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